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V e r o r d n u n g 
der Gemeinde Sondheim v.d.Rhön zur Haltung von Hunden 

 
 
Die Gemeinde Sondheim v.d.Rhön erlässt aufgrund von Art. 18 des Landesstraf- und 
Verordnungsgesetzes – LStVG – i.d.F. d. Bekanntmachung vom 13.12.1982 (BayRS 2011-2-
I), zuletzt geändert durch Gesetz vom 27.04.2020 (GVBl S. 236) folgende Verordnung: 
 
 

§ 1 
Verordnungszweck 

 
Zur Verhütung von Gefahren für Leben, Gesundheit und Eigentum wird das freie Umherlaufen 
von großen Hunden und Kampfhunden in der Gemeinde Sondheim v. d. Rhön eingeschränkt. 
 
 

§ 2 
Leinenpflicht, Betretungsverbot 

 
(1) Kampfhunde (§ 4 Abs. 1) sind in allen öffentlichen Anlagen und auf allen öffentlichen 

Wegen, Straßen und Plätzen im gesamten Gemeindegebiet ständig an der Leine zu führen. 
 
(2) Große Hunde (§ 4 Abs. 2) sind in allen öffentlichen Anlagen und auf allen öffentlichen 

Wegen, Straßen und Plätzen innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile der 
Gemeinde ständig an der Leine zu führen. 

 
(3) Die Leine muss reißfest sein und darf eine Länge von maximal 2 Metern nicht 

überschreiten. Die Leine muss mit einem schlupfsicheren Halsband oder einem 
schlupfsicheren Geschirr verbunden sein, aus dem ein selbstständiges Entweichen des 
Hundes ausgeschlossen ist. 

 
(4) Kampfhunde und große Hunde dürfen Kinderspielplätze nicht betreten. Auch das Mitführen 

an der Leine ist in diesen Bereichen nicht gestattet. 
 
(5) Ausgenommen von der Leinenpflicht sind 
 
a) Blindenführhunde, 
b) Diensthunde der Polizei, des Strafvollzugs, der Bundespolizei, der Zollverwaltung, der 

Bundesbahn und der Bundeswehr jeweils im Einsatz, 
c) Hunde, die zum Hüten einer Herde eingesetzt sind, 
d) Hunde, die die für Rettungshunde vorgesehenen Prüfungen bestanden haben und als 

Rettungshunde für den Zivilschutz, den Katastrophenschutz oder den Rettungsdienst 
eingesetzt sind, sowie 

e) im Bewachungsgewerbe eingesetzte Hunde, soweit der Einsatz dies erfordert. 
 
 

§ 3 
Geltungsbereich 

 
(1) Der zeitliche Geltungsbereich des § 2 bezieht sich auf den ganzen Tag (0.00 Uhr bis 24.00 
Uhr). 
 
(2) Um dem Bedürfnis der Hunde nach artgemäßer Bewegung Rechnung zu tragen, ist das 

freie Umherlaufen von großen Hunden außerhalb der im Zusammenhang bebauten 



Ortsteile gestattet, wenn der Hund von einer Person beaufsichtigt wird, die in der Lage ist, 
den Hund zuverlässig unter Kontrolle zu halten und der der Hund gehorcht. 

 
 

§ 4 
Begriffsdefinition 

 
(1) Kampfhunde sind Hunde, bei denen auf Grund rassespezifischer Merkmale, Zucht oder 

Ausbildung von einer gesteigerten Aggressivität und Gefährlichkeit gegenüber Menschen 
und Tieren auszugehen ist. Die in der Verordnung des Bayerischen Staatsministeriums des 
Innern über Hunde mit gesteigerter Aggressivität und Gefährlichkeit vom 10. Juli 1992 
(GVBl. S. 268, BayRS 2011-2-7-I) in der jeweils gültigen Fassung geregelten Vermutungen 
über die Eigenschaft als Kampfhund finden Anwendung. 

 
(2) Große Hunde sind erwachsene Hunde, die eine Schulterhöhe von mindestens 50 cm 

aufweisen. Abzustellen ist auf das individuelle Maß des Hundes, unabhängig davon, 
welche Größe ausgewachsene Hunde der betreffenden Rasse regelmäßig erreichen. 
Hierzu zählen jedoch stets erwachsene Hunde der Rassen Schäferhund, Boxer, 
Dobermann und Deutsche Dogge. 

 
(3) Bebaute Ortsteile ist der Teil des Gemeindegebietes, der in geschlossener oder offener 

Bauweise zusammenhängend bebaut ist 
 
(4) Öffentliche Anlagen im Sinne dieser Verordnung sind Grundstücke, die der Erholung der 

Allgemeinheit dienen, für diesen Zweck- z.B. durch Anpflanzungen, Wege, Ruhebänke – 
ausgestattet und angelegt wurden. Dies sind insbesondere Park- und sonstige 
Grünanlagen, aber auch öffentliche Kinderspielplätze.  

 
§ 5 

Ordnungswidrigkeiten 
 
Mit Geldbuße bis zu 1.000,- € kann belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig den Ge- 
und Verboten dieser Verordnung zuwiderhandelt (Art. 18 Abs. 3 LStVG). 
 
 

§ 6 
Inkrafttreten und Geltungsdauer 

 
Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft und gilt für die Dauer 
von 20 Jahren. 
 
 
Sondheim v. d. Rhön, 21.04.2021 

 
Gemeinde Sondheim v. d. Rhön 

 

 

 
Wehner 
1. Bürgermeister 
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Satzung über die Benutzung des Friedhofs und der Bestattungseinrichtungen  
(Friedhofssatzung – FS) 

  
Vom 21.04.2021 

 
Aufgrund von Art. 23 und 24 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 sowie Abs. 2 der Gemeindeordnung für 

den Freistaat Bayern (GO) erlässt die Gemeinde Sondheim v.d.Rhön folgende Satzung: 
 

Satzung über die Benutzung des Friedhofs und der Bestattungseinrichtungen 
 
 
Inhalt:  

I.  Allgemeine Vorschriften 

§ 1 Geltungsbereich 

§ 2 Friedhofszweck 

§ 3 Bestattungsanspruch 

§ 4 Friedhofsverwaltung 

§ 5 Schließung und Entwidmung 

II.  Ordnungsvorschriften 

§ 6 Öffnungszeiten 

§ 7 Verhalten im Friedhof 

§ 8 Gewerbliche Tätigkeiten auf dem Friedhof 

III.  Grabstätten und Grabmale 

§ 9 Grabstätten 

§ 10 Grabarten 

§ 11 Aschenreste und Urnenbeisetzungen 

§ 12 Größe der Grabstätten 

§ 13 Rechte an Grabstätten 

§ 14 Übertragung von Nutzungsrechten 

§ 15 Pflege und Instandhaltung der Gräber 

§ 16 Gärtnerische Gestaltung der Gräber 

§ 17 Erlaubnisvorbehalt für Grabmale und bauliche Anlagen 

§ 17a Verbot von Grabsteinen aus ausbeuterischer Kinderarbeit 

§ 18 Größe von Grabmalen und Einfriedungen 

§ 19 Grabgestaltung 

§ 20 Gründung, Erhaltung und Entfernung von Grabmalen 

IV.  Bestattungsvorschriften 

§ 21 Leichenhaus 

§ 22 Leichenhausbenutzungszwang 

§ 23 Leichentransport 

§ 24 Leichenbesorgung 
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§ 25 Friedhofs- und Bestattungspersonal 

§ 26 Bestattung 

§ 27 Anzeigepflicht und Bestattungszeitpunkt 

§ 28 Ruhefrist 

§ 29 Exhumierung und Umbettung 

V.  Schlussbestimmungen 

§ 30 Anordnungen und Ersatzvornahme 

§ 31 Haftungsausschluss 

§ 32 Zuwiderhandlungen 

§ 33 Inkrafttreten 

 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 Geltungsbereich 

Die Gemeinde errichtet und unterhält die folgenden Einrichtungen für das Bestattungswesen 
als öffentliche Einrichtungen: 

a) die Friedhöfe  

  Sondheim (Fl.Nr. 37 Gemarkung Sondheim) 

  Stetten (Fl.Nr. 179 Gemarkung Stetten) 

b) die Leichen- und Aussegnungshallen in Sondheim und Stetten 

c) das Bestattungspersonal. 

 

§ 2 Friedhofszweck 

Der Friedhof dient insbesondere den verstorbenen Gemeindemitgliedern als würdige Ruhe-
stätte und der Pflege ihres Andenkens. 

 

§ 3 Bestattungsanspruch 

(1) Auf dem Friedhof werden beigesetzt 

a) die Verstorbenen, die bei ihrem Ableben in der Gemeinde ihren Wohnsitz hatten, 

b) die Verstorbenen, die ein Nutzungsrecht an einem belegungsfähigen Grab besitzen, 
und ihre Familienangehörigen (§ 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BestV), 

c) die im Gemeindegebiet Verstorbenen oder tot Aufgefundenen, wenn eine ordnungsge-
mäße Bestattung anderweitig nicht sichergestellt ist, 

d) Tot- und Fehlgeburten im Sinne des Art. 6 des BestG. 

(2) Die Bestattung anderer als der in Abs. 1 genannten Personen bedarf auf Antrag der be-
sonderen Erlaubnis der Friedhofsverwaltung im Einzelfall. 
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§ 4 Friedhofsverwaltung 

Der Friedhof wird von der Gemeinde verwaltet und beaufsichtigt. Der Belegungsplan wird 
von der Gemeinde so geführt, dass jederzeit festgestellt werden kann, wann mit wem jedes 
Grab belegt wurde, wer der Grabnutzungsberechtigte ist und für welchen Zeitraum das Nut-
zungsrecht erworben wurde. 

 

§ 5 Schließung und Entwidmung 

(1) Friedhöfe, Friedhofsteile und einzelne Grabstätten können im öffentlichen Interesse ganz 
oder teilweise geschlossen oder entwidmet werden. Durch die Schließung wird die Möglich-
keit weiterer Beisetzungen ausgeschlossen; durch die Entwidmung verliert der Friedhof 
seine Eigenschaft als öffentliche Bestattungseinrichtung. Besteht die Absicht der Schließung, 
so werden keine Nutzungsrechte mehr erteilt oder wiedererteilt. 

(2) Die Absicht der Schließung, die Schließung selbst und die Entwidmung sind jeweils öf-
fentlich bekannt zu machen. 

(3) Die Gemeinde kann die Schließung verfügen, wenn keine Rechte auf Bestattung entge-
genstehen, durch Einigung mit den Grabnutzungsberechtigten vorzeitig aufgelöst wurden o-
der zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit aufgehoben worden sind. Die Ge-
meinde kann die Entwidmung verfügen, soweit keine Rechte auf Bestattung entgegenstehen 
und alle Ruhefristen abgelaufen sind. 

(4) Soweit zur Schließung oder Entwidmung Nutzungsrechte im Einvernehmen mit dem Be-
rechtigten abgelöst werden sollen oder aufgehoben worden sind, sind unter ersatzweiser 
Einräumung entsprechender Rechte auch Umbettungen ohne Kosten für den Nutzungsbe-
rechtigten möglich. 

(5) Im Übrigen gilt Art. 11 BestG. 

 

II. Ordnungsvorschriften 

§ 6 Öffnungszeiten 

(1) Der Friedhof ist während der an den Eingängen bekannt gegebenen Zeiten für den Besu-

cherverkehr geöffnet, in der Regel im Winterhalbjahr von 8.00 bis 18.00 Uhr und im Sommer-

halbjahr von 7.00 bis 22.00 Uhr. 

(2) Die Friedhofsverwaltung kann das Betreten des Friedhofs oder einzelner Friedhofsteile 
aus besonderem Anlass vorübergehend untersagen oder außerhalb der vorgenannten Öff-
nungszeiten gestatten. 

 

§ 7 Verhalten im Friedhof 

(1) Jeder Besucher des Friedhofs hat sich ruhig und der Würde des Ortes entsprechend zu 
verhalten. 

(2) Kinder unter sechs Jahren ist das Betreten des Friedhofs nur in Begleitung Erwachsener 
gestattet. 
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(3) Der Anordnung des Friedhofspersonals haben die Besucher Folge zu leisten. Besuchern 
des Friedhofs ist es insbesondere nicht gestattet 

a) Tiere mitzubringen, ausgenommen sind Blindenhunde, 

b) zu rauchen und zu lärmen, 

c) die Wege mit Fahrzeugen und Sportgeräten aller Art zu befahren. Kinderwagen, Roll-
stühle und vergleichbare Hilfsmittel zum Transport von Kindern, Kranken und Men-
schen mit Behinderung sind hiervon ausgenommen. 

d) Waren aller Art sowie gewerbliche oder sonstige Leistungen anzubieten oder diesbe-
züglich zu werben, 

e) Druckschriften zu verteilen, ausgenommen Druckschriften, die im Rahmen der Be-
stattungsfeier notwendig und üblich sind, 

f) Abraum und Abfälle an anderen Orten abzulagern, als an den hierfür vorgesehenen 
Plätzen, 

g) Grabhügel, Grabeinfassungen und Grünanlagen unberechtigt zu betreten und/oder 
zu beschädigen, 

h) der Würde des Ortes nicht entsprechende Gefäße (z. B. Konservendosen, Plastik- 
und Glasflaschen sowie ähnliche Gegenstände) auf Gräbern ohne Erlaubnis aufzu-
stellen oder solche Gefäße zwischen den Gräbern aufzubewahren, 

i) an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe einer Bestattung störende Arbeiten auszu-
führen, 

j) Film-, Video- und Fotoaufnahmen von Grabstätten und insbesondere Grabmalen 
ohne Erlaubnis zu erstellen, zu verwerten und zu verbreiten (z. B. im Internet), außer 
zu privaten Zwecken. 

(4) Die Friedhofsverwaltung kann von den Verboten auf Antrag Ausnahmen zulassen, soweit 
sie mit dem Zweck des Friedhofs und der Ordnung auf ihm vereinbar sind. 

(5) Totengedenkfeiern sind der Friedhofsverwaltung spätestens vier Werktage vorher anzu-
zeigen und bedürfen der Erlaubnis der Friedhofsverwaltung. 

 

§ 8 Gewerbliche Tätigkeiten auf dem Friedhof 

(1) Die Gewerbetreibenden und ihre Gehilfen haben den Regelungen der Friedhofssatzung 
und den Anweisungen der Friedhofsverwaltung Folge zu leisten. Durch gewerbliche Arbeiten 
darf die Würde des Friedhofs nicht beeinträchtigt werden; insbesondere ist auf Bestattungs-
feierlichkeiten Rücksicht zu nehmen. Nach Beendigung der Arbeiten sind die Arbeits- und 
Lagerplätze wieder in einen ordnungsgemäßen Zustand zu bringen. 

(2) Die Friedhofswege dürfen nur mit Erlaubnis der Friedhofsverwaltung (Antrag nach § 7 
Abs. 4) mit den für die Ausführung der Arbeiten oder für den Transport von Arbeitsmitteln er-
forderlichen Fahrzeugen befahren werden. Die zulässige Höchstgeschwindigkeit im Fried-
hofsbereich beträgt Schritttempo. Bei anhaltendem Tau- oder Regenwetter kann die Fried-
hofsverwaltung das Befahren der Friedhofswege mit Fahrzeugen untersagen. 
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(3) Die gewerblich Tätigen haften für alle Schäden, die sie oder ihre Gehilfen im Zusammen-
hang mit ihrer Tätigkeit in dem Friedhof schuldhaft verursachen. 

(4) Die Ausübung gewerbsmäßiger Tätigkeiten auf dem Friedhof kann durch die Friedhofs-
verwaltung dauerhaft versagt werden, wenn die ordnungsgemäße Ausführung der Arbeiten 
nicht gewährleistet ist oder wenn trotz schriftlicher Abmahnung mehrfach gegen die Fried-
hofssatzung oder Anordnung der Friedhofsverwaltung verstoßen wird. Bei einem schwerwie-
genden Verstoß ist eine Abmahnung entbehrlich. 

 

III. Grabstätten und Grabmale 

§ 9 Grabstätten 

(1) Die Grabstätten stehen im Eigentum der Gemeinde. An ihnen können Rechte nur nach 
dieser Satzung erworben werden. 

(2) Die Anlage der Grabstätten richtet sich nach dem Belegungsplan, der bei der Friedhofs-
verwaltung innerhalb der allgemeinen Dienstzeiten eingesehen werden kann. 

 

§ 10 Grabarten 

(1) Gräber im Sinne dieser Satzung sind (jeweils Reihengräber) 

a) Einzelgrabstätten 

b) Doppelgrabstätten 

c) Kindergrabstätten 

d) Urnenerdgrabstätten 

e) Urnennischen 

f) Urnenerdgrabstätten in naturnahen ausgewiesenen Flächen 

(2) Die Lage der einzelnen Grabstätten wird durch die Gemeinde bestimmt und richtet sich 
nach dem Belegungsplan. Der Friedhof ist darin in Grabfelder aufgeteilt. Die einzelnen Grab-
stätten sind fortlaufend nummeriert. Bestattungen können jeweils nur in den von der Ge-
meinde freigegebenen Grabfeldern oder deren Teilen erfolgen. 

(3) Einzelgrabstätten (Reihengräber) werden grundsätzlich nur für die Dauer der Ruhezeit 
zur Verfügung gestellt. 

(4) In Einzelgrabstätten und Kindergrabstätten kann ein Verstorbener (Erdbestattung), sowie 
zwei Urnen beigesetzt werden. 

(5) In Doppelgrabstätten können zwei Verstorbene (Erdbestattung), sowie zwei Urnen beige-
setzt werden.  

(6) Die Zuerkennung, Anlage und die Unterhaltung von Ehrengrabstätten obliegt der Ge-
meinde. 
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§ 11 Aschenreste und Urnenbeisetzungen 

(1) Aschenreste und Urnen müssen den Vorschriften der §§ 17 und 27 BestV entsprechen. 

(2) Urnen können in Einzel- oder Doppelgrabstätten, Urnenerdgrabstätten, in Urnenerdgrab-
stätten im naturnahen ausgewiesenen Flächen und in Urnennischen beigesetzt werden. Ur-
nen für Erdbestattungen müssen aus biologisch abbaubarem Material bestehen. 

(3) Naturnahe Urnenerdgrabstätten sind Grabstätten für die Beisetzung von Urnen, die der 
Reihe nach belegt und für die erst anlässlich eines Todesfalles Nutzungsrechte für die Dauer 
der Ruhefrist eingeräumt werden. In jedem naturnahen Urnenerdgrab wird nur eine Urne bei-
gesetzt. Die Abräumung von naturnahen Urnenerdgräbern nach Ablauf der Ruhefrist wird 
durch die Gemeinde durchgeführt. Die Graboberfläche des naturnahen Urnenerdgrabes wird 
durch die Gemeinde gestaltet und gepflegt. Grabsteine, Blumenschmuck oder sonstige Aus-
stattungen dürfen auf dem naturnahen Urnenerdgrab nicht angebracht werden. 
Auf Antrag der Nutzungsberechtigten kann auf dem dafür vorgesehenen Tafeln ein Namens-
schild nach den Vorgaben der Friedhofsverwaltung angebracht werden. 

(4) In einer Urnenerdgrabstätte oder Urnennische dürfen die Aschenreste von zwei Verstor-
benen (vgl. § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BestV) beigesetzt werden. 

(5) Für das Nutzungsrecht an Urnenerdgrabstätten gelten die §§ 13 und 14 entsprechend. 

(6) Wird das abgelaufene Nutzungsrecht an der Grabstätte, in der die Urne bestattet ist, nicht 
mehr verlängert, ist die Gemeinde berechtigt, bei Räumung oder Wiederbelegung der Grab-
stätte, an der von ihr bestimmten Stelle des Friedhofs (z. B. anonymes Urnengemeinschafts-
grab) die Aschenreste in würdiger Weise der Erde zu übergeben und evtl. vorhandene Urnen 
dauerhafter und wasserdichter Art zu entsorgen. 

 

§ 12 Größe der Grabstätten 

(1) Für die Einteilung der Grabstätten ist der Belegungsplan maßgebend. Die Gräber werden 

nach den jeweils erforderlichen Ausmaßen ausgehoben.  

(2) Die Tiefe der einzelnen Gräber beträgt von der Erdoberfläche (ohne Grabhügel) bis zur 

Grabsohle für Erwachsenengräber mindestens 1,60 m. Für Kindergräber beträgt die Min-

desttiefe 1,30 m. Mindestens jedoch beträgt die Tiefe der einzelnen Erdgräber (ohne Grab-

hügel) bis zur Oberkante des Sarges 0,90 m. 

(3) Eine Urne muss mindestens in einer Tiefe von 0,50 m, gerechnet von der Erdoberfläche 

(ohne Erdhügel) bis zur Oberkante der Urne, beigesetzt werden. 

 

§ 13 Rechte an Grabstätten 

(1) An einer belegungsfähigen Grabstätte kann ein Nutzungsrecht erworben werden. Das 
Nutzungsrecht wird mindestens auf die Dauer der Ruhefrist verliehen, wenn der Erwerb an-
lässlich eines Todesfalles erfolgt.  

(2) Das Nutzungsrecht an den Grabstätten wird nur an einzelne natürliche und volljährige 
Personen nach Entrichtung der Grabnutzungsgebühr (siehe Friedhofsgebührensatzung – 
FGS) verliehen, worüber dem Nutzungsberechtigten eine Urkunde ausgestellt wird (Grabur-
kunde). 
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(3) Das Nutzungsrecht an Grabstätten kann gegen erneute Zahlung der entsprechenden 
Grabnutzungsgebühr um weitere fünf Jahre verlängert werden, wenn der Nutzungsberech-
tigte vor Ablauf des Rechtes die Verlängerung bei der Friedhofsverwaltung beantragt und der 
Platzbedarf des Friedhofs es zulässt. 

(4) Nach Erlöschen des Nutzungsrechtes kann die Gemeinde über die Grabstätten ander-
weitig verfügen. Hierüber werden die bisherigen Nutzungsberechtigten, die Angehörigen in 
gerader Linie und die Erben oder die Pfleger des Grabes rechtzeitig von der Gemeinde be-
nachrichtigt. 

(5) In den Fällen, in denen die Ruhefrist des zu bestattenden Sarges oder der Urne über die 
Zeit hinausreicht, für die das Recht an einem Grabplatz besteht, ist das Nutzungsrecht im 
Voraus mindestens für die Dauer der vorgeschriebenen Ruhefrist zu erwerben. 

(6) Nach Ablauf der Ruhefrist kann der Grabnutzungsberechtigte aus wichtigem Grund auf 
ein darüber hinaus verliehenes Grabnutzungsrecht verzichten. Der Verzicht wird erst mit 
schriftlicher Annahme der Verzichtserklärung durch den Friedhofsträger wirksam. 

(7) Jede Änderung der Anschrift des Nutzungsberechtigten ist der Friedhofsverwaltung mit-
zuteilen. 

 

§ 14 Übertragung von Nutzungsrechten 

(1) Zu Lebzeiten des Nutzungsberechtigten kann die Umschreibung eines Grabnutzungs-
rechtes der Ehegatte, der eingetragene Lebenspartner oder ein Familienmitglied (vgl. § 1 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BestV) beanspruchen, wenn der Nutzungsberechtigte zugunsten dieses 
Angehörigen schriftlich auf das Grabnutzungsrecht verzichtet hat. 

(2) Nach dem Tode des Nutzungsberechtigten kann derjenige die Umschreibung eines lau-
fenden Grabnutzungsrechtes auf seinen Namen beanspruchen, dem es vom Nutzungsbe-
rechtigten in einer letztwilligen, rechtsgültigen Verfügung zugewendet wurde. Bei einer Verfü-
gung zu Gunsten mehrerer Personen hat die erstgenannte Person Vorrang. Stirbt der Nut-
zungsberechtigte ohne eine Verfügung hinterlassen zu haben, so kann das Nutzungsrecht 
auf Antrag auf die in § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BestV genannten bestattungspflichtigen Perso-
nen übertragen werden. Innerhalb der Reihenfolge des § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BestV hat bei 
gleichrangigen Personen die ältere Person Vorrecht vor der jüngeren. Haben Vorberechtigte 
innerhalb von sechs Monaten keinen Antrag auf Übertragung des Nutzungsrechts gestellt, so 
wird das Nutzungsrecht auf Antrag einer nachberechtigten Person verliehen. Stimmen alle 
Vorberechtigten zu, so kann das Nutzungsrecht auch in begründeten Einzelfällen auf einen 
dem Verstorbenen nahestehenden Dritten (z. B. Lebensgefährten oder Stiefkind) übertragen 
werden. 

(3) Über die Umschreibung erhält der neue Grabnutzungsberechtigte eine Urkunde (Grabur-
kunde). 

(4) Der Anspruch auf Übertragung des Nutzungsrechts erlischt, wenn alle Berechtigten die 
Übernahme ablehnen oder es kein Berechtigter innerhalb eines Jahres seit Beisetzung des 
verstorbenen Nutzungsberechtigten übernimmt. In diesem Fall kann die Grabstätte während 
der Ruhefrist zur Betreuung an Personen überlassen werden, die zu dem Bestatteten eine 
persönliche Verbindung hatten. 

(5) Bei Grabstätten, an denen nach einer Bestattung niemand das Grabnutzungsrecht nach 
Abs. 2 oder das Betreuungsrecht nach Abs. 4 Satz 2 übernimmt, sorgt die Friedhofsverwal-
tung auf Kosten eines Verpflichteten (Erbe bzw. Bestattungspflichtiger gem. § 1 Abs. 1 Satz 
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2 Nr. 1 BestV) für die Erstanlage der Grabstätte durch Aufstellen eines einfachen bzw. ggf. 
mehrfach verwendbaren Grabmals und Pflanzen einer pflegearmen Begrünung. Gegen voll-
ständigen Kostenersatz können Grabnutzungsrecht und Grabmal erworben werden. 

 

§ 15 Pflege und Instandhaltung der Gräber 

(1) Jede Grabstätte ist spätestens drei Monate nach der Beisetzung bzw. nach der Verlei-
hung des Nutzungsrechtes würdig herzurichten, gärtnerisch anzulegen und in diesem Zu-
stand zu erhalten. 

(2) Bei allen Grabstätten sind der Nutzungsberechtigte oder – sofern dieser verstorben ist – 
die in § 14 Abs. 2 genannten Personen zur ordnungsgemäßen Anlage, Pflege und Instand-
haltung des Grabes verpflichtet. 

(3) Kommt der Nutzungsberechtigte oder der sonst Verpflichteten (siehe § 14 Abs. 2) seiner 
Verpflichtung nicht nach, kann ihn die Friedhofsverwaltung unter Fristsetzung auffordern, 
den ordnungsgemäßen Zustand herzustellen. Nach Ablauf der Frist können zur Herbeifüh-
rung des ordnungsgemäßen Zustandes erforderliche Maßnahmen auf Kosten des Verpflich-
teten getroffen werden (Ersatzvornahme, § 30). 

(4) Ist der Aufenthalt des Nutzungsberechtigten oder der Aufenthalt bzw. die Existenz des 
sonst Verpflichteten nicht bekannt, ergeht eine befristete öffentliche Aufforderung. Nach Ab-
lauf dieser Frist ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, die Grabstätte auf Kosten eines Ver-
pflichteten gem. § 14 Abs. 2 in einen ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen oder abzuräu-
men und einzuebnen. 

 

§ 16 Gärtnerische Gestaltung der Gräber 

(1) Zur Bepflanzung der Grabstätten sind nur geeignete Gewächse zu verwenden, welche 
die benachbarten Gräber und Anpflanzungen nicht beeinträchtigen. Die Höhe und Form der 
Grabhügel und die Art ihrer Gestaltung sind dem Gesamtbild des Friedhofs, dem besonde-
ren Charakter des Friedhofsteils und der unmittelbaren Umgebung anzupassen. 

(2) Anpflanzungen aller Art neben den Gräbern werden ausschließlich von der Gemeinde 
ausgeführt. In besonderen Fällen können Ausnahmen von der Gemeinde zugelassen wer-
den, wenn benachbarte Gräber nicht beeinträchtigt werden. 

(3) Das Anpflanzen hochgewachsener Gehölze (Zwergsträucher, strauch- oder baumartige 
Pflanzen, Bäume) auf den Gräbern bedarf der Erlaubnis der Gemeinde. 

(4) Alle gepflanzten Gehölze gehen entschädigungslos in die Verfügungsbefugnis der Ge-
meinde über, wenn sie vom Nutzungsberechtigten nach Ablauf der Ruhefrist oder des Nut-
zungsrechts nicht abgeräumt worden sind. Der Schnitt und die Beseitigung zu stark wach-
sender oder absterbender Bäume und Sträucher kann angeordnet werden. Wird die notwen-
dige Maßnahme nicht innerhalb der hierfür dem Nutzungsberechtigten gesetzten Frist durch-
geführt, so werden die Arbeiten von der Friedhofsverwaltung auf seine Kosten durchgeführt 
(Ersatzvornahme, § 30). 

(5) Verwelkte Blumen und verdorrte Kränze sind von den Grabstätten zu entfernen und an 
den dafür vorgesehenen Plätzen abzulegen. 
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§ 17 Erlaubnisvorbehalt für Grabmale und bauliche Anlagen 

(1) Die Errichtung von Grabmalen und sonstigen baulichen Anlagen oder deren Änderung 
bedarf – unbeschadet sonstiger Vorschriften – der Erlaubnis der Gemeinde. Die Gemeinde 
ist berechtigt, soweit das zur Wahrung der Rechte anderer notwendig ist und der Friedhofs-
zweck es erfordert, Anordnungen zu treffen, die sich auf Einfriedungen, Einfassungen und 
sonstige bauliche Anlagen beziehen. 

(2) Die Erlaubnis ist rechtzeitig vor Anfertigung oder Veränderung des Grabmales und/oder 
der baulichen Anlage bei der Gemeinde durch den Grabnutzungsberechtigten zu beantra-
gen, wobei die Maße des § 12 zugrunde zu legen sind. Dem Antrag ist beizufügen: 

a) der maßstabsgetreue Grabmalentwurf bzw. der maßstabsgetreue Entwurf der bauli-
chen Anlage mit Grundriss (auch Fundament) und Seitenansicht unter Angabe des Ma-
terials, seiner Bearbeitung, des Inhalts, der Form und der Anordnung. 

b) eine maßstabsgetreue Zeichnung der Schrift, der Ornamente und der Symbole unter 
Angabe des Materials, seiner Bearbeitung, des Inhalts, der Form, der Farbe und der 
Anordnung. 

(3) Die Erlaubnis kann versagt werden, wenn die Anlage nicht den Vorschriften der §§ 18 
und 19 dieser Satzung entspricht. 

(4) Ohne Erlaubnis aufgestellte Grabmale und sonstige bauliche Anlagen sind nach schriftli-
cher Aufforderung an den Nutzungsberechtigten unter angemessener Fristsetzung zu entfer-
nen. Ist der Aufenthalt des Nutzungsberechtigten oder der Aufenthalt bzw. die Existenz des 
sonst Verpflichteten nach § 14 Abs. 2 nicht bekannt, ergeht eine befristete öffentliche Auffor-
derung. Kommt der Nutzungsberechtigte nicht fristgerecht der Aufforderung nach, so ist die 
Gemeinde berechtigt auf Kosten des Nutzungsberechtigten oder sonst Verpflichteten das 
Grabmal zu entfernen und zu verwerten, wenn es den sicherheitsrechtlichen Anforderungen 
nicht genügt oder den gestalterischen Merkmalen der §§ 18 und 19 widerspricht (Ersatzvor-
nahme, § 30). 

(5) Die nicht erlaubnispflichtigen provisorischen Grabmale sind nur als naturlasierte Holzta-
feln oder -kreuze zulässig und dürfen nicht länger als zwei Jahre nach der Beisetzung ver-
wendet werden. 

(6) Grabsteine und Grabeinfassungen aus Naturstein dürfen nur aufgestellt werden, wenn 

sie ohne schlimmste Formen von Kinderarbeit im Sinne von Art. 3 des Übereinkommens 

Nr. 182 der Internationalen Arbeitsorganisation vom 17. Juni 1999 über das Verbot und un-

verzügliche Maßnahmen zur Beseitigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit 

(BGBl. 2001 II S. 1290, 1291) hergestellt worden sind und hierfür ein Nachweis gemäß 

Art. 9a Abs. 2 BestG in der jeweils geltenden Fassung vorgelegt wird. Die Herstellung im 

Sinne dieser Vorschrift umfasst sämtliche Bearbeitungsschritte von der Gewinnung des Na-

tursteins bis zum Endprodukt. Eines Nachweises gemäß Satz 1 bedarf es nicht, wenn der 

Letztveräußerer glaubhaft macht, dass die Grabsteine oder Grabeinfassungen aus Natur-

stein oder deren Rohmaterial vor dem 1. September 2016 in das Bundesgebiet eingeführt 

wurden. 

 

§ 18 Größe von Grabmalen und Einfriedungen 

(1)  Grabmäler dürfen folgende Höchstmaße nicht überschreiten: 

 Einzelgräber:  Höhe 1,20 m, Breite 0,80 m 
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 Doppelgräber: Höhe 1,30 m, Breite 1,60 m 

 Urnengräber Höhe 1,00 m, Breite 0,60 m 

 Kindergräber: Höhe 1,00 m, Breite 0,60 m 

(2) Grabeinfassungen dürfen folgende Außenmaße nicht überschreiten: 

 Einzelgräber: Länge 1,90 m, Breite 0,90 m 

 Doppelgräber: Länge 1,90 m, Breite 1,60 m 

 Kindergräber: Länge 1,20 m, Breite 0,60 m 

 Urnengräber: Länge 1,00 m, Breite 0,80 m 

 (3) Grababdeckungen müssen sich dem Gesamtbild des Friedhofs oder auch der jeweiligen 

Abteilung anpassen 

(4) Eine Überschreitung ist im Einzelfall zulässig, sofern sie mit den Bestimmungen des § 

19 dieser Satzung und dem Friedhofszweck vereinbar ist und die Gemeinde die Erlaubnis 

erteilt. 

 

§ 19 Grabgestaltung 

Grabmale und sonstige bauliche Anlagen müssen dem Friedhofszweck entsprechen; sie 
müssen so gestaltet sein, dass die Würde des Friedhofs als Ruhestätte der Verstorbenen 
gewahrt ist. 

 

§ 20 Gründung, Erhaltung und Entfernung von Grabmalen 

(1) Jedes Grabmal muss seiner Größe entsprechend dauerhaft und standsicher gegründet 

werden. Die Fundamente sind nach den neuesten Bestimmungen und den anerkannten Re-

geln der Baukunst durch fachkundige Firmen zu setzen. Maßgeblich für die bei der Errich-

tung der Grabmale und der jährlichen Standsicherheitsprüfung geltenden anerkannten Re-

geln der Baukunst ist die Technische Anleitung zur Standsicherheit von Grabmalanlagen 

(TA-Grabmal) der Deutsche Naturstein Akademie e.V. (DENAK) in der jeweils geltenden 

Fassung. 

(2) Der Grabnutzungsberechtigte hat das Grabmal in einem ordnungsgemäßen, sicheren Zu-

stand zu erhalten. Er ist für Schäden verantwortlich, die insbesondere durch Umfallen des 

Grabmales oder Abstürzen von Teilen desselben verursacht werden. Grabmale, die sich 

nicht in einem ordnungsgemäßen Zustand befinden, können nach vorangegangener schriftli-

cher Aufforderung auf Kosten des Nutzungsberechtigten oder der in § 14 Abs. 2 genannten 

Personen instandgesetzt oder entfernt werden, wenn die Wiederherstellung verweigert oder 

innerhalb der gesetzten Frist nicht durchgeführt wird (Ersatzvornahme, § 30). Kann aufgrund 

der akut drohenden Gefahr durch ein nicht standsicheres Grabmal eine schriftliche Aufforde-

rung an den Nutzungsberechtigten zur Wiederherstellung der Standsicherheit unter Fristset-

zung nicht abgewartet werden, ist der Friedhofsträger berechtigt, die Gefahrenstelle abzu-

sperren, das Grabmal provisorisch zu sichern oder umzulegen. 

(3) Der Nutzungsberechtigte und die in seinem Auftrag handelnden Personen haften für jede 

durch die Errichtung von Grabmalen und baulichen Anlagen entstehenden Beschädigungen 

der Grab- und Friedhofsanlagen. 

(4) Grabmale und bauliche Anlagen (§ 17 und § 18) dürfen vor Ablauf der Ruhefrist oder des 

Nutzungsrechts nur mit vorheriger Erlaubnis der Gemeinde entfernt werden. 
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(5) Nach Ablauf der Ruhefrist und des Nutzungsrechts sind die Grabmale einschließlich der 

Fundamente nach einer entsprechenden Aufforderung der Gemeinde durch den vorher Nut-

zungsberechtigten oder den nach § 14 Abs. 2 Verpflichteten innerhalb von drei Monaten zu 

entfernen. Die Grabstätten sind einzuebnen. Kommt der Nutzungsberechtigte oder der sonst 

Verpflichtete seiner Verpflichtung nicht nach, kann ihn die Friedhofsverwaltung unter erneu-

ter Fristsetzung auffordern, den ordnungsgemäßen Zustand herzustellen. Nach Ablauf der 

Frist können zur Herbeiführung des ordnungsgemäßen Zustandes erforderliche Maßnahmen 

auf Kosten des vormals Nutzungsberechtigten oder sonst Verpflichteten getroffen werden 

(Ersatzvornahme, § 30). Ist der Aufenthalt des Nutzungsberechtigten oder der Aufenthalt 

bzw. die Existenz des sonst Verpflichteten nicht bekannt, ergeht eine befristete öffentliche 

Aufforderung. Nach Ablauf dieser Frist ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, die Grabstätte 

auf Kosten des Nutzungsberechtigten oder eines Verpflichteten abzuräumen und einzueb-

nen. Grabmale, Einfriedungen und sonstiger Grabschmuck gehen infolge der Eigentumsauf-

gabe durch den vormals Nutzungsberechtigten in das Eigentum des Friedhofsträgers über. 

(6) Künstlerisch oder geschichtlich wertvolle Grabmale und bauliche Anlagen oder solche, 

die als besondere Eigenart des Friedhofs aus früheren Zeiten gelten, unterstehen dem be-

sonderen Schutz der Gemeinde. Die Entfernung oder Änderung solcher Anlagen auch nach 

Ablauf der Ruhefrist und des Grabnutzungsrechts bedarf der besonderen Erlaubnis der Ge-

meinde. 

 

IV. Bestattungsvorschriften 

§ 21 Leichenhaus 

(1) Das Leichenhaus (Leichenhalle, Aussegnungshalle) dient der Aufbewahrung der Leichen, 
bis sie bestattet oder überführt werden und zur Aufbewahrung von Aschenresten feuerbe-
statteter Verstorbener bis zur Beisetzung im Friedhof. Es darf nur mit Erlaubnis der Fried-
hofsverwaltung und in Begleitung eines Vertreters des Friedhofspersonals betreten werden. 

(2) Die Verstorbenen werden im Leichenhaus aufgebahrt. Sofern keine gesundheitsaufsicht-
lichen oder sonstigen Bedenken bestehen, können die Hinterbliebenen die Verstorbenen 
während der festgesetzten Zeiten sehen. Die Bestattungspflichtigen (§ 15 BestV) entschei-
den, ob die Aufbahrung im offenen oder geschlossenen Sarg erfolgt. Wird darüber keine Be-
stimmung getroffen, bleibt der Sarg geschlossen. Dies gilt auch bei entsprechender Anord-
nung des Amts- oder Leichenschauarztes. Leichen von Personen, die bei Eintritt des Todes 
an einer übertragbaren Krankheit im Sinne des Bundesseuchengesetzes erkrankt waren, 
werden in einem gesonderten Raum untergebracht. Der Zutritt zu diesem Raum und die Be-
sichtigung der Leichen bedürfen der vorherigen Erlaubnis des Amtsarztes. 

(3) Für die Beschaffenheit von Särgen, Sargausstattungen und für die Bekleidung von Lei-
chen gelten die Vorschriften des § 30 BestV. 

 

§ 22 Leichenhausbenutzungszwang 

(1) Jede Leiche ist spätestens 24 Stunden vor der Bestattung in das gemeindliche Leichen-
haus zu verbringen. 
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(2) Dies gilt nicht, wenn 

a) der Tod in einer Anstalt (z. B. Krankenhaus, Klinik, Alten- bzw. Pflegeheim u. a.) ein-
getreten ist und dort ein geeigneter Raum für die Aufbewahrung der Leiche vorhanden 
ist, 

b) die Leiche zum Zwecke der Überführung an einen auswärtigen Bestattungsort zur 
früheren Einsargung freigegeben und innerhalb einer Frist von 24 Stunden überführt 
wird, 

c)  die Leiche in einem privaten Krematorium verbrannt werden soll und sichergestellt ist, 
dass die Voraussetzungen des § 17 BestV vom Träger der Bestattungsanlage geprüft 
werden. 

 

§ 23 Leichentransport 

Zur Beförderung von Leichen im Gemeindegebiet sind Leichenwagen zu benutzen. Die Be-
förderung der Leichen hat durch ein geeignetes Bestattungsunternehmen zu erfolgen. 

 

§ 24 Leichenbesorgung 

Reinigen, Ankleiden und Einsargen der Leichen hat durch einen geeigneten Bestatter zu er-
folgen. 

 

§ 25 Friedhofs- und Bestattungspersonal 

(1) Die im unmittelbaren Zusammenhang mit der Bestattung stehenden Verrichtungen auf 
dem gemeindlichen Friedhof werden von der Gemeinde hoheitlich ausgeführt und insoweit 
ein Benutzungszwang angeordnet. Dies gilt insbesondere für 

a) das Ausheben und Verfüllen des Grabes, 

b) das Versenken des Sarges,  

c) die Beisetzung von Urnen, 

d) die Überführung des Sarges/der Urne von der Halle zur Grabstätte einschließlich der 
Stellung der Träger, 

e) die Ausgrabung und Umbettung (Exhumierung von Leichen und Gebeinen sowie Ur-
nen) einschließlich notwendiger Umsargungen, 

f) das Ausschmücken des Aufbahrungsraums und der Aussegnungshalle (Grundaus-
stattung mit Trauerschmuck). 

Die Gemeinde kann mit der Durchführung der hoheitlichen Tätigkeiten ein Bestattungsunter-
nehmen als Erfüllungsgehilfen beauftragen.  

(2) Auf Antrag kann die Gemeinde von der Inanspruchnahme des Trägerpersonals nach 
Abs. 1d) befreien. 



 
 

Seite 13 von 14 

 

§ 26 Bestattung 

Bestattung im Sinne dieser Satzung ist die Erdbestattung von Leichen oder Leichenteilen so-
wie die Beisetzung von Aschenurnen unter der Erde bzw. in Urnenfächern und Grabkam-
mern. Die Bestattung ist durchgeführt, wenn das Grab verfüllt oder das Urnenfach/die Grab-
kammer geschlossen ist. 

 

§ 27 Anzeigepflicht und Bestattungszeitpunkt 

(1) Bestattungen sind unverzüglich nach Eintritt des Todes der Gemeinde anzuzeigen; die 
erforderlichen Unterlagen sind vorzulegen. 

(2) Den Zeitpunkt der Bestattung setzt die Gemeinde im Benehmen mit den Hinterbliebenen, 
dem Bestattungsunternehmen und ggf. mit dem zuständigen Pfarramt fest. 

 

§ 28 Ruhefrist 

Die Ruhefrist für Kindergräber wird auf 15 Jahre, für alle anderen Gräber auf 25 Jahre fest-
gesetzt. Die Ruhefrist für Urnen beträgt 15 Jahre. Die Ruhefrist beginnt am Tag der Bestat-
tung. 

 

§ 29 Exhumierung und Umbettung 

(1) Die Exhumierung und Umbettung von Leichen und Urnen bedarf unbeschadet sonstiger 
gesetzlicher Vorschriften der vorherigen Erlaubnis der Gemeinde. 

(2) Soweit Exhumierungen von Leichen nicht vom Gericht oder einer Behörde angeordnet 
werden, sollen sie nur in den Monaten Oktober bis März und zwar außerhalb der Besuchs-
zeiten erfolgen. 

(3) Zur Exhumierung und Umbettung bedarf es eines Antrages des Grabnutzungsberechtig-
ten. 

(4) Angehörige und Zuschauer dürfen der Exhumierung bzw. Umbettung nicht beiwohnen. 

(5) Im Übrigen gilt § 21 BestV. 

 

V. Schlussbestimmungen 

§ 30 Ersatzvornahme 

(1) Der Friedhofsträger kann zur Erfüllung der nach dieser Satzung bestehenden Verpflich-
tungen Anordnungen für den Einzelfall erlassen. Diesen Anordnungen ist unverzüglich Folge 
zu leisten. 

(2) Werden die in dieser Satzung festgelegten Handlungspflichten nicht rechtzeitig erfüllt, 
kann die Gemeinde die Handlung auf Kosten des Pflichtigen vornehmen oder vornehmen 
lassen. Die Ersatzvornahme ist vorher schriftlich anzudrohen. Dabei ist eine angemessene 
Frist zu setzen.  



 
 

Seite 14 von 14 

 

Ist der Aufenthaltsort des Pflichtigen nicht mehr zu ermitteln, so ersetzt die öffentliche Be-
kanntmachung die an den Pflichtigen adressierte schriftliche Androhung. Einer vorherigen 
Androhung und einer Fristsetzung bedarf es nicht, wenn der Pflichtige nicht erreichbar ist 
und die Ersatzvornahme zur Abwehr einer drohenden Gefahr notwendig ist. 

 

§ 31 Haftungsausschluss 

Die Gemeinde übernimmt für die Beschädigungen, die durch nicht satzungsgemäße Benut-
zung der Friedhofsanlagen entstehen und für Schäden, die durch Beauftragte dritter Perso-
nen verursacht werden, keine Haftung. 

 

§ 32 Zuwiderhandlungen 

Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 GO i. V. mit § 17 OWiG kann mit Geldbuße von mindestens fünf 
Euro und höchstens eintausend Euro belegt werden wer: 

a)  den Vorschriften über den Benutzungszwang zuwiderhandelt, 

b)  die erforderliche Erlaubnis der Gemeinde nicht einholt, 

c)  die erstmalige Anlage, Pflege und Instandhaltung der Grabstätten nach den §§ 15 bis 20 
nicht satzungsgemäß vornimmt, 

d)  sich entgegen den Bestimmungen dieser Satzung nicht ruhig und der Würde des Ortes 
entsprechend verhält oder die festgelegten Verbote missachtet. 

 

§ 33 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.05.2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 30.12.2016 au-
ßer Kraft. 

 

Sondheim v.d.Rhön, 21.04.2021 

Gemeinde Sondheim v.d.Rhön  

 

 

Wehner 
1. Bürgermeister 
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Gebührensatzung für die Benutzung des Friedhofs und der Bestattungseinrichtungen 

der Gemeinde Sondheim v.d.Rhön (FGS)  

Vom 21.04.2021 

 

Aufgrund von Art. 2 und 8 des Kommunalabgabengesetzes und Art. 20 des Kostengesetzes 
erlässt die Gemeinde Ostheim v.d.Rhön folgende Satzung: 

 

Gebührensatzung für die Benutzung des Friedhofs und der Bestattungseinrichtungen 

 

§ 1 Gebührenpflicht und Gebührenarten 

(1) Die Gemeinde erhebt für die Inanspruchnahme ihrer Bestattungseinrichtungen sowie für 

damit in Zusammenhang stehende Amtshandlungen Gebühren. 

(2) Als Friedhofsgebühren werden erhoben: 

 a) Grabnutzungsgebühren (§ 4), 

 b) Bestattungsgebühren (§ 5), 

 c) sonstige Gebühren (§ 6). 

 

§ 2 Gebührenpflichtiger 

(1) Gebührenpflichtiger ist, 

 a) wer zur Tragung der Bestattungskosten gesetzlich verpflichtet ist, 

 b) wer den Antrag auf Benutzung der Bestattungseinrichtung gestellt hat, 

 c) wer das Nutzungsrecht an einer Grabstätte erwirbt, 

 d) wer den Auftrag zu einer Leistung erteilt hat. 

(2) Mehrere Gebührenpflichtige sind Gesamtschuldner. 

(3) Bei Verlängerung des Grabnutzungsrechtes sind die Grabnutzungsgebühren vom Grab-

nutzungsberechtigten zu tragen. 

 

§ 3 Entstehen und Fälligkeit 

(1) Die Grabnutzungsgebühr entsteht mit der Zuteilung oder der Verlängerung des Nutzungs-

rechts eines Grabs, und zwar 

 a) bei der erstmaligen Zuteilung des Nutzungsrechts für die Dauer der Ruhefrist nach § 

28 der Friedhofssatzung, 

 b) bei der Verlängerung des Nutzungsrechts nach Ablauf der Ruhefrist für den Zeitraum 

der Verlängerung, 

 c) bei Bestattung einer Leiche oder Beisetzung einer Urne in einem Grab, für das die 

Nutzungszeit noch nicht abgelaufen ist, für die Zeit vom Ablauf des bisherigen Nut-

zungsrechts bis zum Ablauf der neuen Ruhefrist.  

(2) Die Bestattungsgebühren (§ 5) entstehen mit der Inanspruchnahme der gebührenpflichti-

gen Leistung. 
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(3) Die sonstigen Gebühren (§ 6) entstehen mit der Erbringung der Leistung durch die Fried-

hofsverwaltung. 

(4) Die Gebühr wird einen Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheids fällig. 

 

§ 4 Grabnutzungsgebühr 

(1) Die Grabnutzungsgebühr beträgt für 

 a) eine Einzelgrabstätte 690,00 €, 

 b) eine Doppelgrabstätte 890,00 €, 

 c) eine Kindergrabstätte 470,00 €, 

 d) eine Urnenerdgrabstätte 410,00 €, 

 e) eine Urnennische 1.040,00 € 

 f) eine Urnenerdgrabstätte im naturnahen Bereich 940,00 €. 

(2) Eine Verlängerung des Grabnutzungsrechtes für fünf Jahre ist möglich. Hierfür wird ein 

Jahresbetrag in Höhe der jeweiligen Grabnutzungsgebühr erhoben. Bei einer Verlänge-

rung der Ruhefrist wegen einer weiteren Belegung der Grabstätte gilt § 3 Abs. 1 c). Ange-

fangene Jahre werden als volle Jahre gerechnet.  

 

§ 5 Bestattungsgebühren 

(1) Die Gebühr für die Benutzung der Leichen- und Aussegnungshalle 

bzw. des  Leichenkühlraumes beträgt  

  50,00 €. 

(2) Die Gebühr für die Benutzung der Aussegnungshalle beträgt   50,00 €. 

(3) Die Gebühr für zusätzliches Öffnen und Schließen der Leichen- und 

Aussegnungshalle zur persönlichen Abschiednahme beträgt 

  55,00 €. 

(4) Die Gebühr für die Reinigung der Leichen- und Aussegnungshalle und 

der zur Trauerfeier benutzten Räume 

  20,00 €. 

(5) Die Gebühr für die mit Ausschmückung (Grundausstattung mit Trauer-

schmuck) beträgt 

185,00 €. 

(6) Die Gebühr für die Aufbahrung des Sarges oder Urne für die Trauer-

feier in der Aussegnungshalle oder am Grab 

130,00 €. 

(7) Die Gebühr für die Begleitung und Leitung der Bestattung beträgt 130,00 €. 

(8) Die Gebühr für das Ausheben und Verfüllen des Grabes beträgt  

 a) bei einem Erdgrab 

b) bei einer Kindergrabstätte 

d) bei einer Urnenerdgrabstätte 

530,00 €, 

400,00 €, 

200,00 €. 

(9) Die Gebühr für das Öffnen und Schließen der Urnennische 200,00 €. 

(10) Die Gebühr für den Transport des Sarges zum Grab und Absenken 

des Sarges in das Grab einschließlich vier Sargträger beträgt 

(entfällt, wenn privat geregelt) 

200,00 €. 
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(11) Transport der Urne zum Grab und Absenken der Urne in das Grab 

(entfällt, wenn privat geregelt), gilt auch für Kreuzträger 

  50,00 €. 

(12) Die Gebühr für Erschwerniszuschläge bei Frost, Stein und Fels, Altfun-

damenten, beträgt je Einsatz, Person und Stunde 

  55,00 €. 

(13) Die Gebühr für Erschwerniszuschläge mit Kompressoreinsatz beträgt 

je Einsatz, Person und Stunde 

  75,00 €. 

(14) Die Gebühr für Erschwerniszuschläge mit Motorsäge beträgt je Ein-

satz, Person und Stunde  

  45,00 €. 

(15) Die Gebühr beträgt bei  

 a) der Exhumierung einer Leiche bzw. der sterblichen Überreste 500,00 €, 

 b) der Umbettung einer Leiche bzw. der sterblichen Überreste 500,00 €, 

 c) der Umbettung einer Urne oder Aschenresten 100,00 €. 

(16) Die Gebühr für Grabmacherarbeiten am Samstag erhöht sich pro Per-

son und Stunde 

  70,00 €. 

 

§ 6 Sonstige Gebühren 

Für die Erbringung von folgenden Leistungen werden sonstige Gebühren erhoben: 

1. Entfernen der Urne aus der Urnennische und Beisetzung im Friedhof  110,00 €. 

 

2. Verwaltungsgebühren 

- Genehmigung von Grabeinfassungen oder Grabmalen 

- Genehmigung zur Vornahme gewerblicher Arbeiten im Friedhof 

- Ausstellen von Graburkunden 

je Sterbefall   40,00 €. 

 

Für die Erhebung sonstiger Gebühren gelten die Bestimmungen der Kostensatzung der Ge-

meinde Sondheim v.d.Rhön. 

 

§ 7 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.05.2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 25.11.2019 au-

ßer Kraft. 

  

 

Sondheim v.d.Rhön, 21.04.2021 

 

Gemeinde Sondheim v.d.Rhön 

 

 

 

Wehner 

1. Bürgermeister 



Verordnung über die Reinhaltung und Reinigung der öffentlichen 
Straßen und die Sicherung der Gehbahnen im Winter 

(Reinigungs- und Sicherungsverordnung) 
 

Vom 21.04.2021 
 
Aufgrund des Art. 51 Abs. 4 und 5 des Bayerischen Straßen- und Wegegesetzes 

(BayStrWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Oktober 1981 (BayRS 91-1-I), 

zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 2020 (GVBl. S. 683), erlässt 

die Stadt Ostheim v.d.Rhön folgende Verordnung: 

 

 

Allgemeine Vorschriften 

 

§ 1  

Inhalt der Verordnung  

 

Diese Verordnung regelt Inhalt und Umfang der Reinhaltungs-, Reinigungs- und 

Sicherungspflichten auf den öffentlichen Straßen in der Stadt Ostheim v.d.Rhön. 

 

§ 2  

Begriffsbestimmungen 

Öffentliche Straßen, Gehbahnen, geschlossene Ortslage  

 

(1) Öffentliche Straßen im Sinne dieser Verordnung sind alle dem öffentlichen Verkehr 

gewidmeten Straßen, Wege und Plätze mit ihren Bestandteilen im Sinne des 

Art. 2 Nr. 1 BayStrWG oder des § 1 Abs. 4 Nr. 1 des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) in 

der jeweiligen Fassung. Hierzu gehören insbesondere die Fahrbahnen, die Trenn-, Seiten-, 

Rand- und Sicherheitsstreifen, die Geh- und Radwege, die gemeinsamen Geh- und 

Radwege und die der Straße dienenden Gräben, Böschungen, Stützmauern und 

Grünstreifen. Die Bundesautobahnen sind keine öffentlichen Straßen im Sinne dieser 

Verordnung.  

(2) Gehbahnen sind  

 

a) die für den Fußgängerverkehr bestimmten, befestigten und abgegrenzten Teile der 

öffentlichen Straßen (insbesondere Gehwege sowie gemeinsame Geh- und 

Radwege) und die selbstständigen Gehwege sowie die selbstständigen 

gemeinsamen Geh- und Radwege 

oder 
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b) in Ermangelung einer solchen Befestigung oder Abgrenzung, die dem 

Fußgängerverkehr dienenden Teile am Rande der öffentlichen Straßen  

 

in einer Breite von 1 Meter, gemessen vom begehbaren Straßenrand aus.  

 

(3) Geschlossene Ortslage ist der Teil des Gemeindegebiets, der in geschlossener oder 

offener Bauweise zusammenhängend bebaut ist. Einzelne unbebaute Grundstücke, zur 

Bebauung ungeeignetes oder ihr entzogenes Gelände oder einseitige Bebauung 

unterbrechen den Zusammenhang nicht (Art. 4 Abs. 1 Satz 2 und 3 BayStrWG).  

 

 

Reinhaltung der öffentlichen Straßen 

 

§ 3  

Verbote 

 

(1) Zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Reinlichkeit ist es untersagt, öffentliche Straßen 

mehr als nach den Umständen unvermeidbar zu verunreinigen oder verunreinigen zu 

lassen.  

 

(2) Insbesondere ist es verboten,  

 

a) auf öffentlichen Straßen Putz- oder Waschwasser, Jauche oder sonstige 

verunreinigende Flüssigkeiten auszuschütten oder ausfließen zu lassen, Fahrzeuge, 

Maschinen oder sonstige Geräte zu säubern, Tierfutter auszubringen; 

 

b) Gehwege durch Tiere verunreinigen zu lassen; 

 

c) Steine, Bauschutt, Holz, Schrott, Gerümpel, Verpackungen, Behältnisse sowie Eis 

und Schnee  

1. auf öffentlichen Straßen abzuladen, abzustellen oder zu lagern, 

2. neben öffentlichen Straßen abzuladen, abzustellen oder zu lagern, wenn dadurch 

die Straßen verunreinigt werden können, 

3. in Abflussrinnen, Kanaleinlaufschächte, Durchlässe oder offene Abzugsgräben der  

öffentlichen Straßen zu schütten oder einzubringen. 

(3) Das Abfallrecht bleibt unberührt.  

 

 



 - 3 - 

Reinigung der öffentlichen Straßen 

 

§ 4  

Reinigungspflicht 

 

(1) Zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Reinlichkeit haben die Eigentümer und die zur 

Nutzung dinglich Berechtigten von Grundstücken, die innerhalb der geschlossenen 

Ortslage an die im Straßenreinigungsverzeichnis (Anlage) aufgeführten öffentlichen 

Straßen angrenzen (Vorderlieger) oder über diese öffentlichen Straßen mittelbar 

erschlossen werden (Hinterlieger), die in § 6 bestimmten Reinigungsflächen gemeinsam 

auf eigene Kosten zu reinigen. Grundstücke werden über diejenigen Straßen mittelbar 

erschlossen, zu denen über dazwischenliegende Grundstücke in rechtlich zulässiger Weise 

Zugang oder Zufahrt genommen werden darf.  

 

(2) Grenzt ein Grundstück an mehrere im Straßenreinigungsverzeichnis (Anlage) 

aufgeführte öffentliche Straßen an oder wird es über mehrere derartige Straßen mittelbar 

erschlossen oder grenzt es an eine derartige Straße an, während es über eine andere 

mittelbar erschlossen wird, so besteht die Verpflichtung für jede dieser Straßen.  

 

(3) Die Vorderlieger brauchen eine öffentliche Straße nicht zu reinigen, zu der sie aus 

tatsächlichen oder aus rechtlichen Gründen keinen Zugang und keine Zufahrt nehmen 

können und die von ihrem Grundstück aus nur unerheblich verschmutzt werden kann.  

 

(4) Keine Reinigungspflicht trifft ferner die Vorder- oder Hinterlieger, deren Grundstücke 

einem öffentlichen Verkehr gewidmet sind, soweit auf diesen Grundstücken keine Gebäude 

stehen.  

 

(5) Zur Nutzung dinglich Berechtigte im Sinne des Absatzes 1 sind die Erbbauberechtigten, 

die Nießbraucher, die Dauerwohn- und Dauernutzungsberechtigten und die Inhaber eines 

Wohnungsrechtes nach § 1093 BGB. 

 

§ 5  

Reinigungsarbeiten 

 

Zur Erfüllung ihrer Reinigungspflicht haben die Vorder- und Hinterlieger die im 

Straßenreinigungsverzeichnis (Anlage) aufgeführten öffentlichen Straßen, und zwar 

innerhalb der in § 6 genannten Reinigungsflächen, zu reinigen.  
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Sie haben dabei die Gehwege, die gemeinsamen Geh- und Radwege, die Radwege und 

die innerhalb der Reinigungsflächen befindlichen Teile der Fahrbahn (einschließlich der 

Parkstreifen) nach Bedarf 

 

a) zu kehren und den Kehricht, Schlamm und sonstigen Unrat zu entfernen (soweit eine 

Entsorgung in üblichen Hausmülltonnen für Biomüll, Papier oder Restmüll oder in 

Wertstoffcontainern möglich ist); entsprechendes gilt für die Entfernung von Unrat auf 

den Grünstreifen.  

Im Herbst sind die Reinigungsarbeiten bei Laubfall, soweit durch das Laub – 

insbesondere bei feuchter Witterung – die Situation als verkehrsgefährdend einzustufen 

ist, ebenfalls durchzuführen. 

 

b) von Gras und Unkraut sowie Moos und Anflug von sonstigen Pflanzen zu befreien, 

soweit es aus Ritzen und Rissen im Straßenkörper wächst. 

 

c) insbesondere nach einem Unwetter sowie bei Tauwetter, die Abflussrinnen und 

Kanaleinläufe1 freizumachen, soweit diese innerhalb der Reinigungsfläche (§ 6) liegen.  

 

§ 6 

Reinigungsfläche 

 

(1) Die Reinigungsfläche ist der Teil der öffentlichen Straßen, der zwischen der 

gemeinsamen Grenze des Vorderliegergrundstücks mit dem Straßengrundstück, 

 

und  

 

a) bei Straßen der Gruppe A des Straßenreinigungsverzeichnisses (Anlage) 

 der Fläche außerhalb der Fahrbahn, 

 

b) bei Straßen der Gruppe B des Straßenreinigungsverzeichnisses (Anlage) 

 einer parallel zum Fahrbahnrand in einem Abstand von 0,5 Meter verlaufenden Linie  

innerhalb der Fahrbahn, 

 

 

 

 

                                                      
1 (§ 5 Satz 2 Buchstabe c)  
Die Gitter und Eimer sind dabei nicht herauszunehmen. Es ist lediglich oberflächlich der Einlauf (das 
Gitter) von Laub, angeschwemmten Zweigen u. ä. sowie von Schnee und Eis zu befreien. 
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c) bei Straßen der Gruppe C des Straßenreinigungsverzeichnisses (Anlage) 

 der Fahrbahnmitte bzw. der Straßenmitte 

 

liegt, wobei Anfang und Ende der Reinigungsfläche vor einem Grundstück jeweils durch 

die von den Grundstücksgrenzen aus senkrecht zur Straße gezogenen Linien bestimmt 

werden. 

 

 

(2) Bei einem Eckgrundstück gilt Absatz 1 entsprechend für jede öffentliche Straße, an die 

das Grundstück angrenzt, einschließlich der gegebenenfalls in einer Straßenkreuzung 

liegenden Flächen. 

 

§ 7 

Gemeinsame Reinigungspflicht der Vorder- und Hinterlieger 

 

(1) Die Vorderlieger tragen gemeinsam mit den ihnen zugeordneten Hinterliegern die 

Reinigungspflicht für ihre Reinigungsflächen. Sie bleiben auch dann gemeinsam 

verantwortlich, wenn sie sich zur Erfüllung ihrer Pflichten anderer Personen oder 

Unternehmer bedienen; das Gleiche gilt auch für den Fall, dass zwischen Vorder- und 

Hinterliegern Vereinbarungen nach § 8 (Aufteilung der Reinigungsarbeiten) abgeschlossen 

sind.  

 

(2) Ein Hinterlieger ist dem Vorderlieger zugeordnet, über dessen Grundstück er Zugang 

oder Zufahrt zu derselben öffentlichen Straße nehmen darf, an die auch das 

Vorderliegergrundstück angrenzt. 

 

§ 8 

Aufteilung der Reinigungsarbeiten bei Vorder- und Hinterliegern 

 

(1) Es bleibt den Vorder- und Hinterliegern überlassen, die Aufteilung der auf sie treffenden 

Arbeiten untereinander durch Vereinbarung zu regeln.  

 

(2) Kommt eine Vereinbarung nicht zustande, so kann jeder Vorder- oder Hinterlieger eine 

Entscheidung der Gemeinde über die Reihenfolge und die Zeitdauer, in der sie ihre 

Arbeiten zu erbringen haben, beantragen. Unterscheiden sich die Grundstücke der 

einander zugeordneten Vorder- und Hinterlieger hinsichtlich der Flächen wesentlich, kann 

die Entscheidung beantragt werden, dass die Arbeiten nicht in gleichen Zeitabständen zu 
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erbringen sind, sondern dass die Zeitabschnitte in demselben Verhältnis zueinanderstehen, 

wie die Grundstücksflächen. 

 

 

Sicherung der Gehbahnen im Winter 

 

§ 9  

Sicherungspflicht  

 

(1) Zur Verhütung von Gefahren für Leben, Gesundheit, Eigentum oder Besitz haben die 

Vorder- und Hinterlieger die in § 11 bestimmten Abschnitte der Gehbahnen 

(Sicherungsfläche) der öffentlichen Straßen, die an ihr Grundstück angrenzen oder ihr 

Grundstück mittelbar erschließen, auf eigene Kosten in sicherem Zustand zu erhalten.  

 

(2) § 4 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 bis 5, §§ 7 und 8 gelten sinngemäß. Die Sicherungspflicht 

besteht für alle öffentlichen Straßen (§ 2 Abs. 1) innerhalb der geschlossenen Ortslage (§ 2 

Abs. 3) auch wenn diese nicht im Straßenreinigungsverzeichnis (Anlage) aufgeführt sind.  

 

§ 10 

Sicherungsarbeiten 

 

(1) Die Vorder- und Hinterlieger haben die Sicherungsfläche an Werktagen ab 7 Uhr und an 

Sonn- und gesetzlichen Feiertagen ab 8 Uhr von Schnee zu räumen und bei Schnee-, Reif- 

oder Eisglätte mit geeigneten abstumpfenden Stoffen (z. B. Sand, Splitt), nicht jedoch mit 

Tausalz oder ätzenden Mitteln zu bestreuen oder das Eis zu beseitigen. Bei besonderer 

Glättegefahr (z. B. an Treppen oder starken Steigungen) ist das Streuen von Tausalz 

zulässig. Diese Sicherungsmaßnahmen sind bis 20 Uhr5 so oft zu wiederholen, wie es zur 

Verhütung von Gefahren für Leben, Gesundheit, Eigentum oder Besitz erforderlich ist.  

 

(2) Der geräumte Schnee oder die Eisreste (Räumgut) sind neben der Gehbahn so zu 

lagern, dass der Verkehr nicht gefährdet oder erschwert wird. Abflussrinnen, Hydranten, 

Kanaleinlaufschächte und Fußgängerüberwege sind bei der Räumung freizuhalten.  

 

§ 11  

Sicherungsfläche 

 

(1) Sicherungsfläche ist die vor dem Vorderliegergrundstück innerhalb der in § 6 genannten 

Reinigungsfläche liegende Gehbahn nach § 2 Abs. 2. 
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(2) § 6 Abs. 2 gilt sinngemäß.  

 

 

Schlussbestimmungen 

 

§ 12  

Befreiung und abweichende Regelungen 

 

(1) Befreiungen vom Verbot der Straßenverunreinigung nach § 3 gewährt die Gemeinde, 

wenn der Antragsteller die unverzügliche Reinigung besorgt.  

 

(2) In Fällen, in denen die Vorschriften dieser Verordnung zu einer erheblichen unbilligen 

Härte führen würden, die dem Betroffenen auch unter Berücksichtigung der öffentlichen 

Belange und der Interessen der übrigen Vorder- und Hinterlieger nicht zugemutet werden 

kann, spricht die Gemeinde auf Antrag durch Bescheid eine Befreiung aus oder trifft 

unbeschadet des § 8 Abs. 2 sonst eine angemessene Regelung. Eine solche Regelung hat 

die Gemeinde auch zu treffen in Fällen, in denen nach dieser Verordnung auf Vorder- und 

Hinterlieger keine Verpflichtung trifft. Die Entscheidung kann befristet, unter Bedingungen, 

Auflagen oder Widerrufsvorbehalt erteilt werden.  

 

§ 13  

Ordnungswidrigkeiten 

 

Gemäß Art. 66 Nr. 5 BayStrWG kann mit einer Geldbuße bis zu eintausend Euro belegt 

werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig  

 

1. entgegen § 3 eine öffentliche Straße verunreinigt oder verunreinigen lässt, 
 

2. die ihm nach den §§ 4 und 5 obliegende Reinigungspflicht nicht erfüllt, 
 

3. entgegen den §§ 9 und 10 die Gehbahnen nicht oder nicht rechtzeitig sichert. 

 

§ 14 

Inkrafttreten 

 

 (1) Diese Verordnung tritt eine Woche nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Sie gilt 

20 Jahre.  
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(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Reinhaltung, Reinigung und Sicherung der 

öffentlichen Straßen vom 12.11.2015 außer Kraft.  

 

Ostheim v.d.Rhön, 21.04.2021 
 
Stadt Ostheim v.d.Rhön 
 
 
 
Steffen Malzer 
1. Bürgermeister 
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Anlage zur Straßenreinigungsverordnung 
(zu § 4 Abs. 1, § 5 und § 6) 

 
 

Straßenreinigungsverzeichnis Stadt Ostheim v.d.Rhön – ohne Stadtteile 
 
Gruppe A 
(Reinigungsfläche: Gehwege, gemeinsame Geh- und Radwege, Radwege sowie 

Grünstreifen und von der Fahrbahn getrennte Parkstreifen) 

 

Bahnhofstraße (NES 35) 
Frickenhäuser Straße (NES 35) 
Marktstraße (B 285) 
Mehlweg (NES 34) 
Nordheimer Straße (B285) 
Paulinenstraße (B 285) 
Torgasse (NES 34) 
 

 

Gruppe B  

(Reinigungsfläche: Flächen der Gruppe A und zusätzlich die Fahrbahn- 

ränder in der in § 6 Abs. 1 Buchstabe b festgelegten Breite) 

 

Gruppe C  
(Reinigungsfläche: bis zur Fahrbahnmitte bzw. Straßenmitte) 
 
Alexanderstraße  
Alter Frickenhäuser Weg  
Am großen Stein  
Am rauhen Stein  
Am Tanzberg  
Auf der Bündt  
Asternweg  
Bahnhof  
Bahnhofsweg  
Bergweg  
Bleichgarten  
Bühlweg  
Burgstraße  
Dr.-Glock-Straße  
Dr. Klinghammer Weg  
Dr.-Schumacher-Straße  
Fliederweg  
Friedenstraße  
Fröbelstraße  
Gartenstraße  
Gebr.-Grimm-Straße  
Gerhart-Hauptmann-Straße 
Goethestraße  
Gollertshof 
Grube  
Grundweg  
Hartmann-Schenk-Weg  
Heimegasse  
Hennebergstraße  
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Herbartstraße  
Hinterm Rathaus  
Hohe Straße  
Im Schlößchen 
Kantstraße  
Karlstraße  
Kirchstraße  
Kleesecke  
Kleefußstraße  
Kleiner Burgweg  
Klippergasse 
Klöpfelshauck  
Krankenhausstraße  
Krautpfad  
Lange Gasse  
Lehmgrube 
Lilienweg  
Ludwig-Jahn-Straße  
Lutherstraße  
Manggasse  
Max-Reger-Straße  
Mozartstraße 
Niklausgasse  
Öptischer Hof  
Ostlandstraße  
Pestalozzistraße  
Richard-Streng-Straße  
Ritter-von-Halt-Straße  
Rosenweg  
Roßgasse  
Scharfenberg  
Scheermühle 
Schillerstraße  
Schulgasse  
Senselsweg  
Sophienstraße  
Steigerweg  
Steinig  
Straße am Sportplatz  
Sulzweg  
Tulpenweg  
Unter der Bündt  
Unterm Pfaffensteig 
Verbindungsstraße zwischen B 285 und der NES 34 
Verbindungsstraße zwischen Hartmann-Schenk-Weg u. Nordheimer Str. Fl.Nr.1176 
Vor dem Hämig  
Wartburgstraße  
Wasunger Straße  
Werner-Artus-Straße  
Wielandstraße  
Willmarser Straße 
Zimmerecke   
Zur Neusitz 
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Straßenreinigungsverzeichnis Stadtteil Urspringen 
 
Gruppe A 
(Reinigungsfläche: Gehwege, gemeinsame Geh- und Radwege, Radwege sowie 

Grünstreifen und von der Fahrbahn getrennte Parkstreifen) 

 

Hauptstraße (St 2289) 
Rhönstraße (NES 12) 
 

 

Gruppe B  

(Reinigungsfläche: Flächen der Gruppe A und zusätzlich die Fahrbahn- 

ränder in der in § 6 Abs. 1 Buchstabe b festgelegten Breite) 

 

Gruppe C  
(Reinigungsfläche: bis zur Fahrbahnmitte bzw. Straßenmitte) 
 

Am Kirchberg  
Bergstraße  
Birkenweg  
Dorfstraße  
Ehrenhainstraße  
Ellerweg  
Engelsgasse  
Fuldischer Hof  
Galgenbergstraße  
In der Eller 
Im hinteren Hof 
Kirchgasse  
Lindenstraße  
Lindner Eck  
Neuer Weg  
Reuthweg  
Riegerweg  
Schustergasse  
Sonnenstraße  
Thüringer Hütte  
Thüringer Straße  
Torhausstraße  
Unterm Marktplatz  
Verbindungsstr. zw. Winkelweg. u. Bergstr. 
Weiherhof  
Weiherstraße  
Winkelweg  
 
 

Straßenreinigungsverzeichnis Stadtteil Oberwaldbehrungen mit 
Feriensiedlung Hübig 
 
Gruppe A 
(Reinigungsfläche: Gehwege, gemeinsame Geh- und Radwege, Radwege sowie 

Grünstreifen und von der Fahrbahn getrennte Parkstreifen) 

 

Oberelsbacher Straße (NES 23) 
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Gruppe B  

(Reinigungsfläche: Flächen der Gruppe A und zusätzlich die Fahrbahn- 

ränder in der in § 6 Abs. 1 Buchstabe b festgelegten Breite) 

 

Gruppe C  
(Reinigungsfläche: bis zur Fahrbahnmitte bzw. Straßenmitte) 
 

Albert-Büttner-Straße  
Alte Straße 
Am Brunnen 
Am Sportplatz 
Breiter Hof 
Haunegasse  
Hinter der Kirche 
Hochbergweg 
Holunderweg  
Hübigholzweg 
Im Dorf 
Kirchweg  
Lichtweg 
Posthof 
Resegasse  
Rhönblick 
Schmiedegasse 
Schweiz  
Schwedenweg  
Urspringer Weg  
Wacholder Weg   
 



 

 

 

 

 

 

 
BEKANNTMACHUNG 

____________________________________________________ 
 

Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses gem. § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB der 
Stadt Ostheim v.d.Rhön 

 
Für den Bebauungsplan „Ostheim Süd – Teil 1“ 

 
Der Stadtrat der Stadt Ostheim v.d.Rhön hat in seiner Sitzung vom 31.07.2018 die 
Aufstellung eines Bebauungsplans für das Gebiet „Ostheim Süd“ beschlossen.  
Der Aufstellungsbeschluss wurde am 03.08.2018 öffentlich bekannt gemacht. In Ergänzung 
zu diesem Beschluss wird nun der Geltungsbereich angepasst und Anlass und Ziel der 
Planung konkretisiert. 
 
Geltungsbereich (Lageplan) 
Der Geltungsbereich umfasst die Flurstücke Nrn. 2355, 2356, 2355/1, 2410, 2411, 2412 
(Teilfläche), 2413 (Teilfläche), 2414, 2414/2, 2416/3, 2417, 2417/1, 2418, 2418/1, 2418/2, 
2418/3, 2419, 2419/1, 2420, 2420/1, 2421, 2422, 2423, 2429 (Teilfläche), 2433, 2434, 
2435/2, 2436, 2436/1, 2436/22436/6, 2436/7, 2436/8, 2436/3, 2437, 2437/1 (Teilfläche); 
2438, 2438/3, 2438/4, 2438/5, 2438/7, 2438/1, 2439, 2439/1, 2439/2, 2440, 2440/1, 2440/2, 
2440/3, 2440/4, 2440/5, 2440/6, 2441, 2442, 2443, 2444, 2444/1, 2445, 4145, 4158 
(Teilfläche) gemäß folgendem Lageplan: 

 
 
 
 
 
 



 

 

 

 

 

 
 
Der Geltungsbereich liegt im südlichen Stadtgebiet und ist von der historischen Altstadt 
durch die Streu und die Bahnlinie der Streutalbahn (Museumsbahn) abgegrenzt.  
Der Planungsbereich umfasst ca. 20,59 ha und wird begrenzt: 
 
- im Norden durch die Bahnlinie und die Straße Unter der Bündt 
- im Westen durch die Straßen Alter Frickenhäuser Weg und Ludwig – Jahn - Straße 
- im Süden durch landwirtschaftlich genutzte Flächen (Acker, Grünland) 
- im Osten durch die Kreisstraße NES 35 
 
Der räumliche Geltungsbereich des aufzustellenden Bebauungsplans kann im Rathaus 
Ostheim, Markstraße 24, Zimmer 1, zu den allgemeinen Öffnungszeiten (derzeit mit 
Terminvereinbarung), bzw. auf der Internetseite der Stadt unter www.ostheim.de eingesehen 
werden.  
 
Mit der Erarbeitung des Planentwurfs ist das Büro Wegner Stadtplanung, Tiergartenstraße 4 
c, 97209 Veitshöchheim beauftragt. 
 
Anlass und Ziele der Planung 
Im südlichen Bereich der Stadt Ostheim (südlich der Bahnlinie) waren langjährig nur 
landwirtschaftliche Aussiedlerhöfe ansässig. Im Verlauf der vergangenen Jahrzehnte haben 
sich daneben unterschiedliche Gewerbebetriebe sowie auch Einzelhandelsbetriebe 
angesiedelt. Im gesamten Bereich bestehen keine Bebauungspläne, sodass dieses Gebiet 
dem unbeplanten Bereich zuzurechnen ist. Die Fläche ist nur zum Teil bebaut, bebaute und 
unbebaute Grundstücke wechseln sich ab. Das Gebiet bietet daher auch Flächenpotenzial 
für die städtebauliche Weiterentwicklung mit dem Ziel, einen weiteren Flächenverbrauch und 
eine Außenentwicklung an anderer Stelle zu reduzieren. Außerdem ist eine städtebauliche 
Ordnung wie auch die Ausbildung eines klaren Ortsrandes notwendig, die Erschließung der 
Fläche ist insgesamt verbesserungswürdig. Auch soll für die ansässigen Landwirte und 
Betriebe Planungssicherheit für künftige Änderungen oder Erweiterungen hergestellt werden. 
Es sollen verbindliche, allgemeingültige Festsetzungen getroffen werden, so dass bei 
Bauvorhaben keine Klärung im Einzelfall mehr notwendig ist. 
Im Integrierten Städtebaulichen Entwicklungskonzept (ISEK) für die Stadt Ostheim v.d.Rhön 
aus dem Jahr 2020 (Büro Wegner Stadtplanung) wurde der Bereich südlich der Bahnlinie als 
städtebaulich ungeordnet und zersiedelt eingestuft. Als Maßnahme A (Maßnahme außerhalb 
der Stadtmitte) ist im ISEK ein Städtebauliches Entwicklungskonzept für den Bereich 
Ostheim Süd enthalten. Das Entwicklungskonzept befindet sich in der Umsetzung. 
Ziel des Ordnungs- und Entwicklungskonzepts ist es, Innenentwicklungspotenziale zu 
erkennen und zu nutzen und den Bereich neu zu ordnen und zu entwickeln. Die Aufstellung 
des Bebauungsplanes Ostheim Süd – Teil 1 stellt nun den ersten Schritt zur 
planungsrechtlichen Ordnung des Bereiches Ostheim Süd dar. 
Ziel des Bebauungsplanes ist es, den Planungsbereich abzugrenzen und landschaftlich 
einzubinden, die Erschließung des Gebiets zu verbessern und so der Stadt Ostheim eine 
Weiterentwicklung von Gewerbestandorten in diesem Bereich zu ermöglichen. 
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Über die Absicht, den Flächennutzungsplan zu ändern 
 

Der Stadtrat hat in der Sitzung vom 13.04.2021 beschlossen, die 6. Änderung des 
Flächennutzungsplans durchzuführen 

 
 
Der Geltungsbereich der Änderung erstreckt sich über die (Teil)Flächen folgender 
Flurnummern: 
Flurstücke Nrn. 2355, 2356, 2355/1, 2410, 2411, 2412 (Teilfläche), 2413 (Teilfläche), 2414, 
2414/2, 2416/3, 2417, 2417/1, 2418, 2418/1, 2418/2, 2418/3, 2419, 2419/1, 2420, 2420/1, 
2421, 2422, 2423, 2429 (Teilfläche), 2433, 2434, 2435/2, 2436, 2436/1, 2436/22436/6, 
2436/7, 2436/8, 2436/3, 2437, 2437/1 (Teilfläche); 2438, 2438/3, 2438/4, 2438/5, 2438/7, 
2438/1, 2439, 2439/1, 2439/2, 2440, 2440/1, 2440/2, 2440/3, 2440/4, 2440/5, 2440/6, 2441, 
2442, 2443, 2444, 2444/1, 2445, 4145, 4158 (Teilfläche) gemäß folgendem Lageplan: 

 
 
Die Größe des Änderungsbereichs beträgt ca. 20,59 ha  
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